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Sind Stiſtungsbezüge cedirbar? 


Von Dr. Emanuel Adler, Concipient der Prager Finanzprocuratur. 


Als Typus der Fälle, für welche die Beantwortung unſerer 
Frage in erſter Linie von Wichtigkeit iſt, möge folgendes Beiſpiel 
angeſehen werden: Dem A. wird ein Stiftsplatz einer für ſeine 
Familie beſtehenden Stiftung verliehen. Auf Grund dieſer Ver— 
leihung bezieht er laut Stiftsbrief auf Lebenszeit aus den Stiftungs- 
einkünften zu ſeinem Unterhalt den Betrag jährlicher 800 fl., die 
ihm zu Beginn eines jeden Jahres ausgezahlt werden. Zur Be— 
zahlung einer älteren Schuld, die in mehreren Raten getilgt werden 
ſoll, cedirt A. feinem Gläubiger entſprechende Quoten des Stiftungs- 
bezuges, jedoch ſo, daß ihm ſelbſt jährlich die Summe von 500 fl. 
verbleibt. 

Der Gläubiger legt dieſen Ceſſionsvertrag der Stiftungs- 
verwaltung vor mit dem Erſuchen, nach deſſen Maßgabe die ihm 
cedirten Theilbeträge der Stiftungsgenüſſe für die durch den Vertrag 
feſtgeſetzte Anzahl von Jahren nicht dem Stiftling A., ſondern ihm 
als Ceſſionar oder feinem Bevollmächtigten auszuzahlen; die Stiftungs— 
verwaltung legt das Anſuchen zur Beurtheilung der Zuläſſigkeit ſeiner 
Bewilligung der politiſchen Landesſtelle als Stiftungs-Oberaufſichts⸗ 
behörde vor. Dieſe Prüfung wird nun nach zwei Richtungen hin vor— 
zunehmen ſein; einerſeits nämlich, ob vom Standpunkt der Stiftungs- 
tutel darein gewilligt werden darf, andererſeits aber, ob nicht vom Stand- 
punkt des Civilrechtes der Stiftling durch die Stiftungsverleihung 
ein Recht erworben habe, über das er frei und ohne jede Beſchränkung 
verfügen darf, ſo daß auch ſein Gläubiger berechtigt wäre, die an 
ihn geſchehene Ceſſion erforderlichenfalls im Executionswege durch- 
zuſetzen. Denn ſoweit letzteres der Fall wäre, müßte das Geſuch des 
Gläubigers bewilligt werden, mag ſich auch die Stiftungstutel hiezu 
wie immer verhalten, da dann durch eine Weigerung der Stiſtungs— 
behörde, die Ceſſion anzuerkennen, thatſächlich nur die eine Wirkung 
erzielt würde, daß aus der Execution für den Stiftling Unannehmlich— 
keiten und Koſten erwachſen. 


Zu den wichtigſten Pflichten der die Stiftungsaufſicht führenden 
Behörden gehört die Ueberwachung der Realiſirung des ſtifteriſchen 
Willens, wie er im Stiftsbriefe ſeinen endgiltigen Ausdruck gefunden 
hat, und dieſe Controle muß ſich daher auch darauf erſtrecken, ob die 
Einkünfte der Stiftung von Demjenigen, welchem der Stiftungsgenuß 
zugewendet wird, nach dem Willen des Stifters verwendet werden.! 
In der Praxis allerdings wird dieſe Ueberwachung nicht immer in 
gleicher Weiſe ſich durchführen laſſen und ſie wird umſo größeren 
Schwierigkeiten begegnen, je weniger präcis der Stiftungszweck be— 
zeichnet und je weniger genau er abgegrenzt erſcheint. Am einfachſten 
geſtaltet ſie ſich, wenn der Stiftungsgenuß als Belohnung oder Ver— 
gütung für eine beſtimmte Thätigkeit gewährt wird. So iſt z. B. 
bei einer Meſſenſtiftung? oder einer Graberhaltungsſtiftung die Er— 
füllung des Stiftungszweckes evident, wenn von den Bedachten (oder 
deren Stellvertreter, beziehungsweiſe Gehilfen) die Meſſe geleſen oder 
das Grab erhalten wird. Minder einfach geſtaltet ſich jedoch die 
Ueberwachung dann, wenn die Stiftungsbezüge erſt vom Stiftling 
einem beſtimmten Zwecke zugeführt werden ſollen; ſie wird jedoch auch 
in dieſem Falle weſentlich erleichtert, wenn dieſer Zweck nur hinreichend 
genau umſchrieben iſt. 

Nehmen wir als Beiſpiel eine Reiſeſtipendien- Stiftung für 
Künſtler oder Gelehrte. Hier iſt es klar, daß das Stipendium in 
vorſchriftswidriger Weiſe verwendet wurde, wenn der Stipendiſt die 
Reiſe überhaupt nicht unternimmt, gleichgiltig, wie er es ſonſt ver— 
wendet. Nicht minder aber iſt dies der Fall, wenn er zwar früher 
einmal die Reiſe unternommen hat, die ihm nunmehr verliehenen 
Stiftungsbezüge aber in anderer Weiſe verbraucht, denn auch dann hat 
er fie dem vom Stifter gewollten Zwecke nicht zugeführt. Wohl aber 
iſt dieſer Zweck erfüllt, wenn Derjenige, welchem das Stipendium 
zwar bereits verliehen, aber noch nicht flüſſig gemacht wurde, die 


Das ergibt ſich zweifellos, wenn auch nicht mit voller Beſtimmtheit aus 
dem Wortlaute, ſo doch aus dem Sinne einzelner geſetzlicher Vorſchriften. So 
überträgt das Hofkanzleideeret vom 21. Mai 1841, P. -G. S., Band 69, Nr. 50, 
welches die Competenz der politiſchen und Juſtizbehörden in Stiftungsſachen 
regelt, den politiſchen Behörden unter Anderem auch „die Obſorge, um von Seite 
der politiſchen Behörden und Derjenigen, welche die Stiftung genießen, 
die Erfüllung ihrer Pflichten zu erzwecken“. Ebenſo beſtimmt die 
Verordnung vom 19. Jänner 1853, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 10, unter C. § 35, daß die 
Statthalterei als oberſte Stiftungsbehörde im Kronland, „injoferne ihr Einfluß 
nicht durch ausdrückliche Beſtimmungen der Stiftsbriefe beſchränkt iſt, darauf zu 
halten (habe), daß .... die Stiftungsverbindlichkeiten genau voll: 
zogen werden“. Unter dieſen Stiftungsverbindlichkeiten, beziehungsweiſe 
Pflichten der Stiftlinge ſind wohl nicht nur die dieſen ausdrücklich auferlegten 
Aufgaben, wie z. B. für den Stifter zu beten, die ja überdies nur ſelten ſind, 
ſondern in erſter Reihe die ſtiftungsgemäße Verwendung zu verſtehen. — Vgl. auch 
Mayrhofer's Handbuch für den politiſchen Verwaltungsdienſt, 5. Auflage, 1. Band, 
Seite 293, Ulbrich, Handbuch der öſterr. politiſchen Verwaltung 1890, II. Band, 
Seite 6, Hernritt, Art. Stiftungen in Miſchler⸗Ulbrichs öſterr. Staatswörterbuch, 
Seite 1183 und 1185. 

2 Bei kirchlichen 
hörden in Gemeinſchaſt 
21. Mai 1841. 


Stiftungen obliegt die Ueberwachung den politiſchen Be: 
mit den kirchlichen; vgl. das citirte Hofkanzleidecret vom 


Reife ſofort antritt und zu dieſem Zwecke die Koſten durch ein Dar— 
lehen aufbringt, zu deſſen Tilgung er dem Gläubiger das Stipendium 
überweiſt. Denn hat er auch in dieſem Falle nicht mit dem ihm aus 
der Stiftung zukommenden Gelde die Reiſekoſten beſtritten, ſo hat 
er dies doch mit den daraus fließenden Mitteln gethan, und die 
Erfüllung des Stiftungszweckes iſt wohl offenbar. Wurde vollends 
das Stipendium dem damit Bedachten ausgezahlt und von dieſem 
die Reiſe unternommen, ſo muß das Gleiche angenommen werden. 
Eine etwaige Ueberprüfung in der Richtung, ob der Stipendiſt die 
Koſten ausſchließlich aus dieſem Bezug beſtritten, ob er denſelben zur 
Gänze aufgebraucht oder aber einen Theil erſpart habe, ob er die 
Reiſe auch dann angetreten hätte, wenn ihm das Stipendium nicht 
verliehen worden wäre, endlich ob er gerade das ihm ausbezahlte 
Stipendium zur Beſtreitung der Reiſeauslagen verwendet oder aber 
dasſelbe anderen Zwecken zugeführt und ſonſtiges eigenes Vermögen 
auf der Reiſe verbraucht habe, nach allen dieſen Richtungen iſt — 
von ſpeciellen Beſtimmungen des Stiftsbriefes abgeſehen — eine 
Ueberwachung rechtlich unzuläſſig oder doch praktiſch undurchführbar. 
Es iſt aber evident, daß der Stiftungszweck nicht erfüllt wird, wenn 
der Bedachte zwar die Reiſe unternimmt, aber das ihm zur Be— 
ſtreitung der Reiſekoſten zugewieſene Stipendium ſeinen Gläubigern zur 
Bezahlung von Schulden, die mit der Reiſe in keinerlei Verbindung 
ſtehen, cedirt. Der Stifter hat ja die Einkünfte der Stiftung zur 
Unternehmung von Reiſen, nicht aber zur Bezahlung von Schulden 
der Stipendiſten beſtimmt. 

Die Schwierigkeit der Ueberwachung zeigt ſich ſofort, ſobald 
die Bezeichnung des Zweckes der Stiftung an Präciſion verliert. Das 
ift insbeſondere der Fall, wenn ihre Einkünfte „zum Unterhalte ge— 
wiſſer Perſonen“! beſtimmt ſind. Soll ſie zur Beſtreitung eines 
ſtandesgemäßen Unterhaltes dienen, dann wäre allerdings darauf zu 
achten, ob die Stiftlinge, ſoweit es die Stiftungsbezüge ermöglichen, 
auch wirklich einen ſtandesgemäßen Aufwand treiben. Fehlt aber dieſe 
nähere Bezeichnung, ſollen alſo die Stiftungseinkünfte ſchlechthin zum 
Unterhalte der Bedachten dienen, dann iſt an eine Controle der Ver⸗ 
wendung der Bezüge regelmäßig gar nicht zu denken, weil ſich nur 
ſelten und ſtets mit großen Schwierigkeiten würde feſtſtellen laſſen, 
daß dieſelben nicht zum Unterhalte — der ja doch irgendwie be— 
ſtritten worden ſein muß — ſondern in einer zu demſelben in keiner 
wie immer gearteten Beziehung ſtehenden Art Verwendung fanden. 
Dazu kommt, daß der Stiftling wohl auch nach dem ſtifteriſchen 
Willen, wenn er eigenes Vermögen beſitzt, den Stiftungsbezug ledig⸗ 
lich als einen Zuſchuß zur Beſtreitung ſeines Unterhaltes betrachten 
darf,? den er ſicherlich nicht zur Gänze aufzubrauchen ſchuldig iſt. 
Dadurch wird aber eine Ueberwachung noch mehr erſchwert. 

Allein dieſe factiſche Ungebundenheit darf doch niemals ſo weit 
gehen, daß der Stiftling ſich die Erfüllung des Stiftungszweckes 
ſelbſt von Vornherein unmöglich machen dürfte. Hat er den be— 
ſtimmten Betrag aus den Stiftungseinkünften empfangen, ſo ſoll 
er ihn zu ſeinem Unterhalte verwenden. Daß er ihn factiſch z. B. 
allſogleich verſchenken oder damit alte Schulden bezahlen kann, vermag 
an dieſer Verbindlichkeit natürlich nichts zu ändern. Ueberträgt er 
aber zu den genannten Zwecken den Bezug ganz oder zum Theil für 
eine oder auch mehrere künftige Bezugsperioden ſchon im Voraus an 
Andere, dann kann er dieſe Verbindlichkeit gar nicht erfüllen. Dann 
iſt aber auch die Verletzung der ſtifteriſchen Anordnung offenſichtlich, 
welche ja dem Stiftling zu feinem Unterhalte eine jährliche 
Rente von beſtimmtem Betrage zukommen laſſen, nicht aber 
anderen Perſonen nach Wahl dieſes Stiftlings, ſei es auch auf Grund 
ihrer Forderungen gegen denſelben, die Stiftungswohlthaten zu— 
wenden will. 

Hat nun die Stiftungsbehörde erkannt, daß die Verwendung 
der Bezüge durch den Stiftling in einer mit dem ſtiſteriſchen Willen 
in Widerſpruch ſtehenden Weiſe erfolgt iſt,s jo iſt es ihre Pflicht, 
Abhilfe zu ſchaffen. Zweifellos kann ſie dies durch Ermahnungen 


18646 a. b. G.⸗B. 

2 Dabei iſt natürlich die Vorausſetzung zu machen, daß die Dürftigkeit 
nicht Vorausſetzung für die Verleihung der Stiftsplätze iſt. 

Zur Feſtſtellung dieſer Thatſache iſt unter allen Umſtänden die politiſche 
Behörde ausſchließlich competent, alſo auch dann, wenn dieſelbe eine Ineidenzfrage 
in einem Civilproceße bikdet. Vgl. das citirte Hofkanzleidecret vom 21. Mai 1841. 
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oder Aufforderungen verſuchen. Sind das aber ihre einzigen Mittel 
und ſtehen ihr nicht radicalere zu Gebote? Die Antwort auf dieſe 
Frage müſſen wir ſofort erhalten, ſobald wir feſtzuſtellen haben, 
welchen civilrechtlichen Charakter die Verbindlichkeit des Stiftlings 
hat, die Stiftungsbezüge im Sinne der ſtifteriſchen Anordnung zu 
verwenden. 

Dieſe Verbindlichkeit des Stiftlings beſteht darin, das aus der 
Stiftung Empfangene zu einem beſtimmten Zwecke zu verwenden, und 
da die Zuwendung an ihn eine unentgeltliche iſt, ſo ſtellt ſich dieſe 
Verpflichtung als ein Auftrag (Auflage, Modus) dar, welcher an die 
Stiftungsverleihung geknüpft iſt;! denn der Auftrag iſt eben die, auf 
eine unentgeltliche und freiwillige Zuwendung eines Vermögens— 
vortheils gelegte Verbindlichkeit,? das Empfangene zu einem be— 
ſtimmten Zwecke zu verwenden oder ſonſt etwas dafür zu 
leiſten.“ Wie nun ein ſolcher Auftrag zweifellos vorhanden iſt, wenn 
der Stiftling ſein Stipendium zu einer beſtimmten Reiſe verwenden 
ſoll, ſo muß das Gleiche auch für den Fall gelten, wenn die 
Stiftungsbezüge zu ſeinem ſtandesgemäßen Unterhalt oder auch zu 
ſeinem Unterhalt ſchlechthin zu dienen haben. 

Schließt aber die Verpflichtung des Stiftlings zur Verwendung 
ſeiner Stiſtungsbezüge in der vom Stifter vorgeſchriebenen Art eine 
Auflage in ſich, fo iſt damit, auch die Frage nach den rechtlichen 
Folgen der Nichterfüllung dieſer Verpflichtung von ſelbſt gegeben. 
Denn das Geſetz erklärt den Auftrag als eine auflöſende Bedingung, 
ſo daß durch deſſen Nichterfüllung das Zugewendete verwirkt ſein 
ſolle ($ 709 a. b. G.-B.). Steht alſo ſeſt, daß die Verwendung in 
vorſchriftswidriger Weiſe erfolgt iſt, dann iſt der Stiftling verpflichtet, 
das aus der Stiftung Bezogene, aber ſtiftungswidrig Verwendete rück— 
zuſtellen, beziehungsweiſe zu erſetzen, wozu er nöthigenfalls auch im 
Civilrechtswege verhalten werden kann.“ Vorauszuſetzen iſt dabei aller— 
dings, daß die Erfüllung der Stiftungsverbindlichkeit nicht ohne Ver— 
ſchulden des Bedachten unmöglich geworden iſt ($ 710). 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


ueber die Grenzen der freien Meinungsäußerung. 
Beſchluß des Stadtrathes von Kaaden, betreffend den Ausdruck der 
Theilnahme für die Vertretung der Stadt Graz anläßlich ihrer 
Auflöfung. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 20. Januar 1899 über 
die Beſchwerde des Stadtrathes der Stadtgemeinde Kaaden, durch 
Dr. Karl Reif, de präs. 2. November 1898, Z. 385 R.⸗G., wegen 
Verletzung des durch die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen Rechtes 
der freien Meinungsäußerung zu Recht erkannt: Durch den Erlaß 
der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Kaaden vom 16. Juni 1898, 
3. 15.929, und die denſelben beſtätigenden Erläſſe der k. k. böhmiſchen 
Statthalterei vom 9. Juli 1898, 3. 108.563 und des k. k. Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom 27. Auguſt 1898, 3. 27.366, hat eine 
Verletzung des durch den Art. 18 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, gewährleiſteten politiſchen 
Rechtes der freien Meinungsäußerung ſtattgefunden. 


Das a. b. G.⸗B. behandelt die Auflage nur mit Bezug auf Zuwendung 
durch letzten Willen (§§ 709 — 712), dieſe Beſtimmungen gelten jedoch analog für 
andere Fälle des Modus. Unger (Syſtem, II., Seite 101) behauptet zwar, daß 
eine Auflage nur bei letztwilligen Verfügungen und Schenkungen vorkommen 
könne, mit Recht aber erklärt Krainz (Syſtem I, $ 114) als Auflage jede bei 
einer unentgeltlichen Vermögenszuwendung, welcher Art immer, dem 
Erwerber auferlegte Laſt des von ihm näher bezeichneten Inhalts. 

2 Dieſe Verbindlichkeit wird dem Stiftling nicht etwa durch das die 
Stiftung verleihende Organ auferlegt, ſondern yoluntate fundatoris, da ja dieſer 
die Stiftungseinkünfte für die von ihm nach beſtimmten Merkmalen bezeichneten 
Perſonen zu dem beſtimmten Zwecke gewidmet hat, während das genannte Organ 
lediglich jene Perſonen nominirt, denen der Stiftungsgenuß mit Rückſicht auf jene 
Merkmale zukommen ſoll. 

3 Unger, Syſtem, II., Seite 101, Arndts, Pandekten, $ 74; doch müſſen 
für das öſterr. Recht rückſichtlich der Leiſtung, in welcher der Modus beftehen 
kann, die von Krainz a. a. O. angeführten Beſchränkungen gemacht werden. 

Unger, Syſtem, II., Seite 227, Krainz, Syſtem, § 115, Pfaff⸗Hofmann, 
Commentar, II., Seite 618. 


Gründe: Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft Kaaden hat mit 
dem Beſcheide vom 16. Juni 1898, 3. 15.929, den Vollzug des 
vom Kaadner Stadtrathe in der Sitzung vom 10. Juni 1898 gefaßten 
Beſchluſſes, des Inhaltes: „Der Stadtrath der Stadtgemeinde Kaaden 
ſpricht dem beſtandenen Gemeinderathe von Graz die wärmſte Antheil⸗ 
nahme aus, und gibt zugleich dem Wunſche Ausdruck, daß der den 
Deutſchen in Oeſterreich aufgezwungene Kampf zum endlichen Siege 
führen möge“, im Grunde des § 102 der Gemeinde-Ordnung ſiſtirt, 
weil hiedurch der im § 28 Gemeinde-Ordnung feſtgeſetzte Wirkungs⸗ 
kreis der Gemeinde überſchritten worden iſt. Die k. k. Statthalterei 
in Prag hat mit dem Erlaſſe vom 9. Juli 1898, 3. 108.563, dem 
hiegegen ergriffenen Recurſe aus den Gründen des angefochtenen Be— 
ſcheides und in der weiteren Erwägung keine Folge gegeben, daß 
durch jenen Beſchluß die zuläffigen Grenzen der freien Meinungs— 
äußerung überſchritten worden ſind. Auch das k. k. Miniſterium des 
Innern hat mit der Entſcheidung vom 27. Auguſt 1898, 3. 27.366, 
dem Recurſe des Stadtrathes in Kaaden im Hinblicke auf die Zeit- 
umſtände, unter denen der fragliche Beſchluß gefaßt worden war, aus 
den Motiven der Statthalterei-Entſcheidung keine Folge gegeben. 

Wider dieſe Entſcheidungen erhebt der Stadtrath von Kaaden 
Beſchwerde und führt dieſelbe nachſtehend aus: Es wird nicht näher 
begründet, wieſo dieſe Zeitumſtände die Unterſagung des Beſchluſſes 
rechtfertigen. Ein ſolcher allgemeiner Hinweis auf die Zeitverhältniſſe 
würde zur Siſtirung eines jeden Beſchluſſes genügen. Eine Ueber— 
ſchreitung des im 8 28 Gemeinde Ordnung feſtgeſetzten Wirkungs⸗ 
treiſes liegt nicht vor, weil der Stadtrath in Kaaden mit jenem Be— 
ſchluſſe überhaupt eine Anordnung oder Verfügung nicht getroffen hat, 
und weil überdies die Thätigkeit der Gemeinde nicht ausſchließlich auf 
die Beſorgung der ihr im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe zugewieſenen 
Agenden beſchränkt iſt. Jede Gemeinde kann in die Lage kommen, 
auch in Angelegenheiten, welche nicht ausdrücklich ihrem Wirkungs- 
kreiſe zugewieſen ſind, eine Thätigkeit zu entwickeln, welche, ſo lange 
ſie den Geſetzen nicht widerſtreitet, nicht beanſtändet werden kann! 
Zu dieſem Gebiete zählt auch das Recht der freien Meinungsäußerung 
in der geſetzlich ſtatthaften Form. Der Inhalt der an den beſtandenen 
Gemeinderath in Graz gerichteten Zufchrift enthält aber nichts, was 
den beſtehenden Geſetzen zuwiderläuft, oder was die zuläſſigen Grenzen 
der freien Meinungsäußerung überſchreiten würde. Dieſes Recht iſt 
alſo durch die Unterſagung des in Rede ſtehenden Beſchluſſes verletzt 
worden, was auszuſprechen gebeten wird. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat eine Gegenſchrift nicht 
erſtattet; bei der mündlichen Verhandlung wurde von deſſen Vertreter 
im Weſen Folgendes geltend gemacht: Der fragliche Beſchluß liege 
weder in dem ſelbſtſtändigen, noch übertragenen Wirkungskreiſe der 
Gemeinde Kaaden; Angelegenheiten der Gemeinde Graz berühren den 
geſetzlichen Wirkungskreis der Gemeinde Kaaden in keiner Weiſe. Der 
erwähnte Beſchluß überſchreite aber auch die Grenzen der freien 
Meinungsäußerung; es ſei eine Zuſchrift an den beſtandenen Gemeinde- 
rath von Graz abgeſchickt, alſo eine Verfügung getroffen worden zum 
Zwecke der unerlaubten Demonſtration gegen die Regierung. Mit der 
lleberſchreitung der Grenzen des durch die Gemeinde-Ordnung be— 
ſtimmten Wirkungskreiſes und der durch das Staatsgrundgeſetz ein— 
geräumten Meinungsäußerung ſeien die Vorausſetzungen zur Siſtirung 
des Beſchluſſes gegeben geweſen. „ 

Die Entſcheidung des k. k. Reichsgerichtes beruht auf folgenden 

Erwägungen: 
g Nach Art. 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
N. G.⸗Bl. Nr. 142, ſteht Jedermann, ſomit auch Gemeindevertretungen 
das Recht zu, die Meinung innerhalb der geſetzlichen Schranken frei 
zu äußern. 

Es iſt daher im vorliegenden Falle nur noch zu prüfen, ob 
durch den Inhalt oder die Form des beanſtändeten Beſchluſſes die der 
Meinungsäußerung gezogenen geſetzlichen Schranken überſchritten wurden. 

Dies iſt nicht der Fall, weder in dem Ausdrucke der Theilnahme 
für die Vertretung der Stadt Graz anläßlich ihrer Auflöſung, noch 
in dem Wunſche, daß die politiſchen Beſtrebungen der Deutſchen zum 
Siege führen mögen, noch endlich auch in der Veröffentlichung des 
diesfälligen Beſchluſſes kann an ſich etwas Geſetzwidriges gefunden 
werden und auch in dem Ausſpruche, der diesfällige Kampf ſei den 
Deutſchen aufgezwungen worden, liegt nur der Ausdruck einer Anſicht. 
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Es wurden alſo nach keiner Richtung hin die Grenzen der freien 
Meinungsäußerung überſchritten und iſt demgemäß der Beſchwerde 
ſtattzugeben. 

(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 20. Januar 1899, 3. 11.) 


Der Peterspfennig bildet gleich anderen zur kirchlichen Verwendung 
beſtimmten Opfergaben (oblationes) einen Gebrauch der katholiſchen 
Kirche, der durch § 303 St.⸗G. geſchützt iſt. 

Eine Anzahl junger Leute, worunter Alexander V., beſuchte ge— 
legentlich eines Ausfluges die Ortskirche in P., in welcher ein mit 
der Aufſchrift „Für den heil. Vater“ verſehener Sammelkaſten zur 
Aufnahme des Peterspfennigs angebracht war. V. ließ ſich die Be— 
deutung dieſer Aufſchrift erklären, warf aber ſtatt des Beitrages einen 
unfläthigen Gegenſtand in den Kaſten und rühmte ſich dieſer That 
unter den Gefährten. Wegen dieſes Verhaltens vor dem Kreisgericht 
in Rovigno belangt, wurde V. mit Urtheil vom 6. October 1897, 
3. 3626, des im $ 303 St.-G. bezeichneten Vergehens ſchuldig erkannt. 

Der Angeklagte ergriff wegen des Schuldſpruches das Rechts— 
mittel der Nichtigkeitsbeſchwerde. Der k. k. Caſſationshof fand jedoch 
die Beſchwerde mit Entſcheidung vom 21. Jänner 1898, 3. 14.449, 
zu verwerfen. 

Gründe: Die auf den Nichtigkeitsgrund des $ 281 3. 9a 
St.⸗P.⸗O. geſtützte Beſchwerde des Alexander V. beſtreitet, daß der 
Thatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung vorliege, weil der Peterspfennig 
keine Einrichtung der römiſch-katholiſchen Kirche iſt, und weil die dem 
Nichtigkeitswerber als Vergehen nach § 303 St.-G. zur Laſt gelegte 
That nicht öſſentlich oder vor mehreren Leuten geſchah, indem die 
beiden Kirchenkämmerer vom Geiſtlichen Don G. lediglich zur Con— 
ſtatirung des Inhaltes des Sammelkaſtens herbeigerufen wurden. Nach— 
dem der Gerichtshof in unanfechtbarer Weiſe feſtgeſtellt hat, Angeklagter 
habe in der Abſicht gehandelt, den Papſt in deſſen Stellung als 
oberftes Haupt der römiſch-katholiſchen Kirche zu verſpotten und herab— 
zuwürdigen, ſo enthält der erſte Beſchwerdegrund eine nach den 88 258 
und 288 St.⸗P.⸗O. unzuläſſige Beſtreitung thatſächlicher Momente. 
Allein davon abgeſehen, iſt der Peterspfennig eine zu kirchlichen 
Zwecken gemachte Gabe und bildet wie andere Oblationen einen kirch— 
lichen Gebrauch, deſſen Schutz vor Hohn oder Herabwürdigung jede 
anerkannte Religionsgenoſſenſchaft im Rahmen des § 303 St.-G. 
erwarten kann und darf. Es unterliegt auch keinem Zweifel, daß der 
dem Träger des Primates gewidmete Opferbrauch dieſes Schutzes in noch 
höherem Maße würdig iſt, da er zur Aufrechthaltung des Anſehens 
und Glanzes des Primates, daher in eminenter Weiſe zu kirchlichen 
Zwecken dient. Aber auch der zweite Beſchwerdegrund iſt unſtichhältig, 
weil die Handlung in einer Kirche, alſo an einem allgemein zugäng⸗ 
lichen und öffentlichen Orte und unter Umſtänden verübt wurde, wo 
deren Wahrnehmung durch andere Perſonen unbeſchränkt möglich war. 
In einem ſolchen Falle kommt der Umſtand, ob die Wahrnehmung 
auch thatſächlich erfolgt ſei, nicht weiter in Betracht. Im concreten 
Falle darf aber auch nicht überſehen werden, daß die unfläthige Gabe 
im Opferſtock blieb, weßhalb ſich der Thäter deſſen bewußt ſein mußte, 
daß ſeine That ſpäteſtens bei Eröffnung des Opferſtockes bekannt und 
derſelben dadurch die Verbreitung in die Oeffentlichkeit gebahnt werden 
wird. Uebrigens hat ihr der Angeklagte ſelbſt durch ſein nachfolgendes 
Benehmen den Charakter der Oeffentlichkeit gegeben, da er dieſelbe in 
einer bald mehr, bald weniger deutlichen Weiſe weiter erzählte. Die 
Nichtigkeitsbeſchwerde des Alexander V. mußte demnach als unbegründet 
verworfen werden. 


Notiz. 


(„Die Nationalität als Rechtsbegriff.“) Ueber dieſes Thema 
hielt in der Wiener Juriſtiſchen Geſellſchaft am 22. Februar 1899 der Docent 
Dr. Rudolph v. Herrnritt einen Vortrag. Derſelbe führte, wie wir aus dem 
Berichte der „Gerichtszeitung“ entnehmen, aus, der Begriff „Nationalität“, „Nation“ 
gehöre zu den beſtrittenſten. Während der Franzofe darunter die Geſammtheit der 
durch die Staatsgewalt vereinigten Perſonen verſtehe, gebrauche der Deutſche für 
die politiſche Gemeinſchaft den Ausdruck „Volk“ und wende den Ausdruck „Nation“ 
auf culturell meiſt durch dieſelbe Sprache verbundene Perſonengemeinſchaften ohne 
Rückſicht auf die Staatsgrenze an. Ebenſo unbeſtimmt ſei die Ausdrucksweiſe der 


Geſetzgebung. Die Wiſſenſchaft, namentlich die Sociologie und Politik, habe ſich, 
wie z. B. Manzini, Eötvös, Kautsky, Ferrari, von der älteren Anſchauung, welche 
das Weſen des nationalen Verbandes vorzüglich in der Gemeinſchaft der Ab⸗ 
ſtammung und phyſiſchen Eigenthümlichkeiten ſah, losgemacht und lege das Haupt⸗ 
gewicht auf den culturellen Verband, welchen namentlich die Gemeinſamkeit der 
geſchichtlichen Schickſale, Ueberzeugungen, der ſocialen und wirthſchaftlichen Intereſſen 
unter. dem Einfluſſe des ſtaatlichen Zuſammenlebens zwiſchen einer Menſchenmenge 
erzeuge. Die Rechtswiſſenſchaft ſtand der Frage ziemlich gleichgiltig gegenüber, bis 
der moderne Verfaſſungsſtaat unter die conſtitutionellen Freiheitsrechte auch die 
Pflege und Wahrung der Nationalität auſgenommen und ſo die Nationalität zu 
einem Rechtsinſtitute gemacht habe. Der ſociologiſche Begriff der Nationalität ſei 
jedoch für die Rechtsordnung unbrauchbar; einerſeits darum, weil er von jeder 
ſtaatlichen Grenze abſehe, während doch das Recht ſeine Quelle im Staate habe, 
dann weil derſelbe auf gewiſſe innerliche Momente, als gemeinſame Anſchauung, 
Ueberzeugung, Beſtrebungen, das Hauptgewicht lege, das Recht es aber nur mit 
den Aeußerungen des Seelenlebens zu thun habe. Redner gibt nun, um einen 
für die Rechtsordnung brauchbaren Begriff der Nationalität zu conſtruiren, eine 
kurze Darſtellung des nationalen Lebens in den verſchiedenen Typen der Staaten, 
nämlich in dem von einer einzigen Nation bewohnten „Nationalſtaate“, z. B. 
Frankreich, Italien, woſelbſt wegen Mangels eines Gegenſatzes nationaler 
Intereſſen ein Nationalitätsrecht nicht möglich ſei. Im Gegenſatze dazu könne ſich 
ein Nationalitätsrecht in den national gemiſchten Staaten entwickeln, und 
zwar verſchieden in den von einer Hauptnation bewohnten Staaten, z. B. Preußen, 
Ungarn, woſelbſt die herrſchende Nation ihre Sprache zur geſetzkichen Staatsſprache 
mache und das nationale Leben der Minoritäten auf das Mindermaß zu be— 
ſchränken ſuche, dann in den „Nationalitätenſtaaten“, z. B. Oeſterreich, Belgien, 
Schweiz, welche auf dem Princip der nationalen Freiheit und Gleichheit beruhen 
und wo gewiſſen Nationalitäten nur vermöge ihrer höheren culturellen Bedeutung oder, 
ſo weit es die ſtaatliche Einheit unbedingt erheiſche, ein factiſcher Vorzug zufalle 
(3. B. die deutſche Sprache der Reichsgeſetze und der Centralverwaltung in Heſter⸗ 
reich). Hieraus folgert Redner, daß ſich der Rechtsbegriff der Nationalität nur auf 
gewiſſe Gruppen innerhalb der Staatsbevölkerung, nach Artikel 19 der öfter 
reichiſchen Staatsgrundgeſetze auf die „Volksſtämme des Staates“, beziehen könne: 
„Die Nationalität als Rechtsbegriff“, ſagt Redner, „iſt alſo die Eigenſchaft der 
Zugehörigkeit zu einer ſprachlich unterſchiedenen Gruppe innerhalb der Staatsbe⸗ 
völkerung, die Nationalitätenfrage vom rechtlichen Standpunkte eine Sprachen⸗ 
frage.“ In dieſem Sinne faſſen auch die belgiſche und die ſchweizeriſche Geſetz⸗ 
gebung die Nakionalität auf, indem ſie nur den Gebrauch der im Lande üblichen 
Sprachen rechtlich ſchützen, während die öſterreichiſche Geſetzgebung (Artikel 19 des 
Staatsgrundgeſetzes) darüber hinaus in unklarer Weiſe neben der Sprache auch noch 
die ſonſtigen nationalen Eigenthümlichkeiten zu ſchützen ſuche. Bei der praktiſchen 
Anwendung des Nationalitätsbegriffes in Oeſterreich hebt Dr. v. Herrnritt als 
hauptſächlichen Mangel hervor, daß dort, wo es nach dem Geſetze auf die Zuge— 
hörigkeit des Einzelnen zu einem Volksſtamme ankommt, zum Beiſpiel beim 
Verkehre mit den Behörden in Böhmen und Mahren, bei Errichtung von Mino— 
ritätsſchulen, dieſe Zugehörigkeit, lediglich nach der Erklärung der Partei beurtheilt 
werde, wodurch die Verwirklichung nationaler Intereſſen in der Verwaltung 
lediglich in die Willkür der Einzelnen gelegt und der nationalen Agitation Thür 
und Thor geöffnet werde. Eine Remedur würde, nach Anſicht des Redners, durch 
die Aufnahme der Nationalität neben der Umgangsſprache unter den durch die 
Volkszählung feſtzuſtellenden Thatſachen gelegen ſein, wodurch die nationale Zu— 
gehörigkeit für einen längeren Zeitraum von vornherein ſeſtgeſtellt würde, die 
einzelnen Verwaltungsmaßregeln zur Verwirklichung nationaler Intereſſen der 
Agitation entzogen und dem thatſächlichen nationalen Beſitzſtande der Volksſtämme 
angepaßt würden. Redner ſchließt ſeine Ausführungen mit der Hoffnung, daß es 
gelingen werde, allmählich mehr Klarheit in die rechtliche Ordnung des nationalen 
Lebens in Oeſterreich zu bringen, damit an Stelle des bitteren Epigrammes 
Grillparzers: „Humanität — Nationalität - - Beſtialität“, der im Thronbe— 
ſteigungs⸗Manifeſte unſeres Kaiſers ausgeſprochene Wunſch in Erfüllung gehe, daß 
unſer Vaterland ein geräumiges Wohnhaus für die in demſelben vereinten Stämme 
verſchiedener Zunge werde. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Director der böhmiſchen Landescaſſe Hermann 
Seifarth das Ritterkreuz des Franz Joſefs-Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Miniſterial⸗Secretären im Handelsminiſterium, 
Dr. Friedrich Ritter Wagner v. Jauregg zum Sectionsrathe ernannt und 
dem Miniſterial⸗Secretär in dieſem Miniſterium Karl Ritter Pelz v. Felinau 
den Titel und Charakter eines Sectionsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Baurath des Staatsbaudienſtes in Tirol und 
Vorarlberg Conſtantin Peſta zum Oberbaurathe xtra statum ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Poſtrathe Anton Bajil der Poſt- und Tele- 
graphen⸗Centralleitung im Handelsminiſterium und dem Poſtrathe Franz Bröct 
in Prag den Titel und Charakter eines Oberpoſtrathes verliehen. 


Se. Majeftät haben dem Oberwardein des Hauptmünzamtes Joſef Heckle 


den Titel und Charakter eines Bergrathes, dem Goldſcheidungs-Controlor Auguſt 
Paulovich und dem Zeugſchaffer Anton Urſchütz den Titel und Charakter 
eines Oberwardeins verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hofrathe und Vorſtande der Steueradminiſtration 
für den J. Bezirk in Wien Wilhelm Bradel anläßlich der Verſetzung in den 
Ruheſtand das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Dem Vorſtande der Direction der Staatsſchuld Hofrathe Dr. Peter 
Gregurz wurde anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand die Allerhöchſte An: 
erkennung bekannt gegeben. 
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Se. Majeſtät haben dem Landesregierungsrathe Ferdinand Syrziſtie 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Hof⸗ 
rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe der Finanz⸗Landesdirection 
in Prag Ferdinand Cerny anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel 
und Charakter eines Rechnungsdirectors verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe im Handelsminiſterium Johann 
Worel anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charalter eines 
Regierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Director des Tabakverſchleiß⸗Magazins in Lem⸗ 
berg Alexander Köller anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines 
kaiſerl. Rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Redacteur des Telegraphen⸗Correſpondenz⸗Burcaus 
Ludwig Pollak, ſowie dem in dieſem Bureau in Verwendung ſtehenden 
Dr. Hippolyt Tauſchinski den Titel eines kaiſerl. Rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Finanzeommiſſär der Generaldirection der Tabak: 
regie Anton Daſatiel anläßlich der Verſetzung in den zeitlichen Ruheſtand den 
Titel und Charakter eines Finanzſecretärs verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directions⸗Adjuncten im Miniſterium 
des Innern Emil Lachowicz anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand das 
goldene Verdienftkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Ingenieur Adolf Swetz 
zum Oberingenieur und den Bauadjuncten Johan Sieß zum Ingenieur für den 
Staatsbaudienſt in Nieder-Oeſterreich ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Officiale Alois Trinks 
und Auguſt Lukas zu Hilfsämter⸗Directions⸗Adjuncten im Miniſterium des Innern 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Ingenieur der Dicaſterialgebäude-Direction in 
Wien Joſef Zuzek zum Oberingenieur ernannt. 

Der Finanzminiſter hat im Status der Beamten für dic Evidenzhaltung 
des Grundſteuer⸗Cataſters die Evidenzhaltungs⸗Oberprocuratore 2. Claſſe Johann 
Markovic, Johann Gru ber, Franz Guth, Guſtav Putze, Vincenz Addobati, 
Hieronymus Matulovich, Franz Joſef Sykora, Michael Bauer, Franz Tala⸗ 
kerer, Guſtav Jaitner, Alois Ivancich, Friedrich Drapal, Joſef Jahelka, 
Jakob Luzzatto, Ludwig Lipski, Joſef Frengl, Rudolf Wiedemann, Franz 
Veſel, Anton Bellan, Franz Sura, Anton Hlousek, Joſef Lika, Adolf 
Skoda, Alexander Lach, Joſef Blazek und Eduard Kollmann zu Evidenz⸗ 
haltungs⸗Obergeometern 1. Claſſe in der VIII. Rangsclaſſe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuer-Inſpectoren Dr. Karl Dietrich und 
Dr. Rudolf Wohlfarth zu Steuer-Oberinjpectoren im Bereiche der Finanz— 
Landesdirection in Graz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Karl Wencais und den 
Hauptſteueramts⸗-Controlor Johann Skusek zu Hauptſteuereinnehmern und den 
Steuereinnehmer Otto Grebenc zum Hauptſteueramts-Controlor für den Dienſt— 
bereich der Finanz⸗Direction in Laibach ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Lottoamts-Archivar Anton Pribill in Graz 
zum Lottoamts- und Caſſacontrolor daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Concipiſten der Finanzprocuratur in Prag 
Dr. Joſef Laichter zum Finanzprocuraturs-Adjuncten ad personam ernannt. 


Erledigungen. 


Hauptcaſſierſtelle in der VIII. Rangsclaſſe beim Haupt-Punzirungs⸗ 
amte in Wien bis 22. März 1899. (Amtsblatt Nr. 49.) Pr 

Hilfsamterdirections-Adjunctenſtelle mit dem Titel eines Hilfs⸗ 
ämter⸗Directors in der IX. Rangsclaſſe, eventuell Officialſtelle in der X. und 
Kauzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der ſteiermärkiſchen Statthalterei 
bis 30. Merz 1899. (Amtsblatt Nr. 51.) 


Deutſcher Inriltentag. 


Ich beehre mich, den in Oeſterreich-Ungarn domicilirenden P. T. Mitgliedern 
des Deutſchen Juriſtentages zur gefälligen Keuntniß zu bringen, daß die Einziehung 
der Jahresbeiträge per 6 Mark — 3 fl. 60 kr. dit. Währ., ſage drei Gulden 
60 Kreuzer öſt. Währ. pro 1899, wie in den vorausgegangenen Jahren, in Wien 
durch einen beſonderen Boten und außerhalb Wiens mittelſt Poſtauftrag ſtatt⸗ 
finden wird. 

Der IV. Band der Verhandlungen des zu Poſen in Preußen abgehaltenen 
XXIV. Deutſchen Juriſtentages wird den geehrten Herren Mitgliedern unter Einem 
zugehen. 

Wien, 22. Februar 1899. 

Dr. Richard Schleſinger, 
Hof und Gerichts-Advocat in Wien, 
J., Fleiſchmarkt 1, 
als Vorſtand des Wiener Bureaus des Deutſchen Juriſtenkages. 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 9 und 10 der Erkeuutniſſe, finanz. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


